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Politische Instabilität und wirtschaftliche Krisen, Bürgerkrieg und der allmähliche
Aufbau demokratischer Verfassungsstaaten kennzeichneten die uneinheitliche
Entwicklung in Ost- und Mitteleuropa: Im Dezember 1991 trat Präsident
Gorbatschow zurück und verkündete das Ende der UdSSR. In Jugoslawien entlud
sich ethnischer Nationalismus in einem blutigen und noch 1992 andauernden
Bürgerkrieg. Die neuen Demokratien Polen, Ungarn und die CSFR setzten die
Implementation der marktorientierten Reformprogramme unter den Bedingungen
massiver Anpassungsrezessionen fort. Sie unterzeichneten im Dezember 1991
Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Gemeinschaft. Auch den südost-
europäischen Staaten Bulgarien und Rumänien, denen erste Erfolge beim Auf-
schließen mit den Reformstaaten gelangen, stellte die Gemeinschaft den Abschluß
von "Europa-Abkommen" in Aussicht.

Die zunächst bis Ende 1992 terminierte Unterstützung der wirtschaftlichen und
sozialen Umgestaltung (PHARE) weitete die Gruppe der 24 OECD-Staaten im
Laufe von 1991 auf sämtliche Staaten Ost- und Mtteleuropas mit Ausnahme der
UdSSR aus. Danach sind auch Rumänien, Albanien und die drei baltischen
Staaten in die von der EG-Kommission koordinierte Aktion PHARE einbezogen.

Das Ende der UdSSR

Die UdSSR zerbrach an der Auseinandersetzung über eine neue politische und
wirtschaftliche Verfassung der Union der Sowjetrepubliken. Die sieben führenden
westlichen Industriestaaten (G—7) boten auf ihrem Gipfel im Juli 1991
Gorbatschow, der als Gast an Gesprächen teilnahm, ein Sechs-Punkte-Unterstüt-
zungsprogramm, aber keine zusätzlichen Milliardenkredite an. Danach sollte die
UdSSR rasch einen assoziierten Status im IWF und der Weltbank erhalten.
Außerdem waren eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit internationalen
Finanzeinrichtungen zum Aufbau eines wirtschaftlichen Privatsektors, technische
Hilfe im Energiebereich, bei der Konversion der Rüstungsindustrie und zur
Modernisierung der Transport-Infrastruktur vorgesehen1. Polen, Ungarn und die
CSFR, die in einer gemeinsamen Botschaft an die G—7 auf die Verluste nach dem
Zusammenbruch ihres Handels mit der UdSSR hingewiesen hatten, wurden in
sogenannte Dreiecksgeschäfte der Gemeinschaft mit der UdSSR einbezogen2.
Tatsächlich waren die Wirtschaftsdaten alarmierend: Der Außenhandel schrumpf-
te um 39%, der Export ging um 33% und der Import sogar um 44% zurück. Das
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Bruttoinlandsprodukt fiel 1991 um ca. 17% und die Verbraucherpreise stiegen um
ca. 150%. Die Investitionen fielen um rund ein Viertel gegenüber dem Vorjahr3.

Die Bemühungen von Präsident Gorbatschow, einen neuen Unionsvertrag mit
den 15 Republiken der UdSSR zustandezubringen, schienen noch im Sommer
1991 nicht gänzlich aussichtslos4. Delegationen aus neun Republiken5 verständig-
ten sich am 24. Juli 1991 mit Gorbatschow in Nowo Ogarjowo bei vielen Vor-
behalten im Detail und bezüglich der individuellen Beschlußverfahren der einzel-
nen Republiken auf einen nunmehr in vierter Entwurffassung vorliegenden
Unionsvertrag ("9 + 1-Prozeß"). In diesem Sinne hatten im März 1991 noch 76,4%
der sowjetischen Bevölkerung6 für die Bewahrung der Sowjetunion als "erneuerte
Föderation gleichberechtigter souveräner Republiken" gestimmt.

Gegenüber Gorbatschow baute Jelzin schon in der ersten Hälfte 1991 seine
politische Machtposition erfolgreich aus. Im August erhielt der am 12. Juni 1991
erstmals direkt gewählte russische Präsident Jelzin die Mitentscheidung beim
Befehl über den Einsatz von Kernwaffen im Kriegsfall. Rußland wie auch die
anderen nominellen Sowjetrepubliken praktizierten mehr und mehr eine eigene
Außenpolitik. Die Republiken schlössen Verträge untereinander und mit Dritt-
staaten und suchten internationale Anerkennung. Rußland (amtlich: Rußländische
Föderation Rußland) gehört zu den Hauptakteuren beim Aufbau dieser neuen
zwischenstaatlichen Strukturen. Die westeuropäischen Vorbehalte gegenüber dem
oftmals populistisch-großrussisch auftretenden Jelzin schlugen erst in den Tagen
des August-Putsches in Moskau (18./19.—21.8.) um in eine Unterstützung des
neuen starken Mannes im Moskauer Weißen Haus, der im November 1991
darüber hinaus per Dekret das Amt des russischen Regierungschefs übernahm.
Reaktionäre Kräfte in der Regierung Gorbatschow nahmen die für den 20.
August angesetzte Unterzeichnung des Unionsvertrages zum Anlaß, durch einen
Staatsstreich das kommunistische ancien regime zu retten. Der Putsch des selbst-
ernannten nationalen Rettungskomitees scheiterte nach drei Tagen, nicht zuletzt
weil es Jelzin mit starker Unterstützung durch die Moskauer und Sankt Peters-
burger Bevölkerung gelang, die Militäreinheiten vom Eingreifen abzuhalten. Das
achtköpfige Notstandskomitee wurde verhaftet und der auf der Krim festgehalte-
ne Gorbatschow in seine Funktionen wiedereingesetzt, ohne jedoch das Heft des
Handelns zurückgewinnen zu können.

Am 24. August trat Gorbatschow als Generalsekretär der KPdSU zurück und
unterzeichnete unter dem Druck Jelzins ein Dekret über das Verbot der Tätigkeit
der KPdSU7. Nach dem Putsch erklärten die drei baltischen Staaten ihre Un-
abhängigkeit, die unmittelbar international anerkannt wurde8. Es folgten die
Ukraine, Weißrußland, Moldova, Azerbaidschan, Usbekistan und Kyrgystan. Den
Todesstoß für die UdSSR brachte das Referendum in der Ukraine, der nach
Rußland größten Republik der Union. Dort stimmten am 1. Dezember 90,3% für
die Unabhängigkeit. Sieben Tage später gründeten Rußland, die Ukraine und
Weißrußland in Brest im Alleingang eine Sodruzestvo (Freundschaftsbund). Der
von Gorbatschow noch am 18. Oktober mit acht Republiken vereinbarte Unions-
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vertrag über die Wirtschaftspolitik war damit gegenstandslos und das Projekt
einer halben Föderation und halben Konföderation obsolet.

Die Initiative des slavischen Dreierbundes unterstützten daraufhin auch Ka-
sachstan, Kyrgystan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan9 sowie Moldova,
Azerbaidschan und Armenien. Am 21. Dezember gründeten diese elf Republiken
in Alma Ata (Kasachstan) die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS/Sodru-
zestvo nezavisimych gosudarstv). Georgien und die drei baltischen Staaten schlös-
sen sich nicht an. Zu den Zielen der elf unabhängigen Staaten gehören der
Aufbau demokratischer Rechtsstaaten unter gegenseitiger Achtung der staatlichen
Souveränität und souveränen Gleichheit. Die GUS steht sowohl früheren Repu-
bliken der UdSSR offen als auch dritten Beitrittswilligen. Die Existenz der
UdSSR erklärten die GUS-Staaten offiziell für beendet, wie auch Präsident
Gorbatschow am 25. Dezember 1991 in seiner Rücktrittserklärung vom Präsiden-
tenamt bestätigte10.

Die GUS besitzt keine völkerrechtliche Qualität. In ihr koordinieren souveräne
Republiken durch bilaterale Abkommen und in paritätischen aber nicht klar
definierten Institutionen ihre Zusammenarbeit, insbesondere in der Wirtschafts-
und Reformpolitik. Die politische Situation ist auch nach Gründung der GUS
durch Souveränitäts-, territoriale und ethnische bzw. Minderheitenkonflikte, so z. B.
um Nagornyj Karabach und die Dnejstr Region, in und zwischen den Republiken
bestimmt. Die GUS ist das organisatorische Minimum zur "Abwicklung" der
UdSSR-Hinterlassenschaften, so für die Einhaltung und Umsetzung internationa-
ler Rüstungskontrollvereinbarungen, die Verfügungsgewalt über Atomwaffen oder
die Regelung von Auslandsschulden.

Die Interessenallianzen von gesellschaftlichen Kräften und Gruppierungen
sowie von Parteienformationen, die derzeit die innenpolitische Szene in den
Republiken bestimmen, lassen keine zuverlässigen Aussagen über die außen-
politische Ausrichtung nach dem Ende der sowjetischen Welt- und Europapolitik
zu11. In den slawischen Republiken ist die westliche Europaorientierung am
weitestgehenden. Vor dem Europäischen Parlament hatte sich Jelzin im April
1991 für eine "europäische Eingliederung Rußlands" ausgesprochen und bei
seinem Amtsantritt als russischer Präsident versprochen, Rußland in einen pro-
sperierenden und demokratischen Staat zu verwandeln12. Für diese, an das Aus-
land gerichteten europa- und EG-konformen Bekenntnisse muß Jezin allerdings
erst die dauerhafte Unterstützung der russischen Bevölkerung und der politischen
Kräfte gewinnen. Rußland, die Ukraine, Weißrußland und Kasachstan bewegen
sich am eindeutigsten auf eine marktwirtschaftliche Linie zu und finden entspre-
chend eine bereitwilligere Unterstützung durch die EG13. Auf der Grundlage der
EPZ-Erklärung vom 15. Dezember 1991 anerkannten die Zwölf die Nachfol-
gerepubliken der UdSSR. Rußland hat die Nachfolge für die UdSSR als Vertrags-
partnerin des Handels- und Kooperationsabkommens mit der EG angetreten. Den
anderen von diesem Abkommen berührten GUS-Republiken sichert die Gemein-
schaft eine weitere Anwendung zu. Bereits im Januar 1992 kündigte sie die
Aushandlung neuer, spezifischer Abkommen mit den neuen Republiken an. Die
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Gemeinschaft formulierte mehrfach ihr Interesse an engen und friedlichen politi-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen unter den GUS-Republiken. Sie intensi-
vierte schon 1991 ihre Kontakte mit den Republikregierungen und gewährte noch
auf Anfrage der sowjetischen Regierung im Dezember 1991 eine zusätzliche
humanitäre und Nahrungsmittelhilfe für Moskau und Sankt Petersburg in Höhe
von 500 bzw. 250 Mio. ECU. Die Durchführung der Dringlichkeitsmaßnahmen,
für die die Kommission und Mitgliedstaaten eine 50-köpfige Task Force nach
Rußland sandten, bereitete erhebliche Schwierigkeiten und wurde auch kritisiert,
weil sie überkommene planwirtschaftliche Handels- und Versorgungsstrukturen
und nicht den privaten Sektor stärke. Die Gemeinschaft engagiert sich außerdem
in der von Washington im Januar initiierten GUS-Hilfe, die ähnliche Schwerpunk-
te setzt wie die PHARE-Aktion.

Das gewaltsame Ende Jugoslawiens

1991 zerbrach der Vielvölkerstaat Jugoslawien in einem blutigen Bürgerkrieg, der
auf das Territorium der sechs Teilrepubliken begrenzt und ohne militärische
Intervention Dritter blieb. Die eskalierende Dynamik seit Sommer 1991 ging
eindeutig vom ethnischen Konfliktpotential unter den rund zehn Volksgruppen im
jugoslawischen Bundesstaat aus14. Am 25. Juni erklärten die ökonomisch stärksten
Teilrepubliken Slowenien und Kroatien, auf das Votum ihrer Bürger gestützt, ihre
Souveränität und Unabhängigkeit in den Republikgrenzen15. Die nicht ausrei-
chend erläuterten und bedachten Konsequenzen der deklarierten Eigenstaatlich-
keit nahm die politische Führung in Belgrad als unmittelbar drohende Sezession
wahr. In Slowenien, das mit dem Aufbau eines Zoll- und Grenzsystems begann
und seine Zahlungen an die Bundeskasse einstellte, marschierte die jugoslawische
Bundesarmee ein. Die militärische Operation zur Wiederherstellung der staatli-
chen Einheit geschah nicht auf Beschluß des Staatsrates, sondern aufgrund der
Interessenallianz der überwiegend kommunistisch-serbischen Militärführung und
des serbischen Präsidenten Milosevic. Im Juli zog die Bundesarmee ihre Truppen
aus Slowenien nach Serbien und Bosnien ab. Außerdem waren mehr als 70.000
Soldaten in Kroatien stationiert. Der Krieg ging trotz mehrerer Vermittlungsver-
suche und Waffenstillstandsvereinbarungen (allein 14 bis Ende November) auf
Kroatien über. Neben der Bundesarmee und Freischärlern trat Serbien erstmals
als kriegführende Partei auf, nachdem Kroatien die Kasernen der Bundesarmee
auf ihrem Territorium blockierte. Ziel der serbischen Militäraktionen war die
Abwehr des kroatischen Austritts aus der Föderation oder zumindest ein territo-
rialer Landgewinn als Faustpfand für unabwendbare Sezessionsverhandlungen.
Konflikttreibend wirkte in Kroatien die Autonomiebestrebung der Serben in der
Krajina, die eine Grenze zu Bosnien hat. Serbien intervenierte als selbsternannte
Schutzmacht der Krajina und Minderheiten-Serben und startete im Oktober eine
Großoffensive gegen Kroatien. Ende Dezember verabschiedeten Slowenien und
Kroatien Verfassungen, die die Minderheitenrechte garantieren. Im Falle Kroa-
tiens stellte die Badinter-Kommission der EG allerdings fest, daß einzelne den
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speziellen Status der serbischen Minderheit in Kroatien betreffende Punkte
nachgebessert werden müßten. Erst im Dezember und Januar anerkannten die
EG-Staaten und die USA wie auch Nachbarn, z.B. Bulgarien und Rumänien, die
beiden Republiken Kroatien und Slowenien an. Am 9. Januar erklärte Milosevic
den Krieg für beendet. In Bosnien-Herzegowina, das die komplexeste ethnische
Struktur mit 41% Moslems, 30,7% Serben und 18,1% Kroaten aufweist, stimmten
in einem Referendum am 29. Februar/1. März 99,43% bei einer Wahlbeteiligung
von 66,04% für die Unabhängigkeit. Dagegen hatten sich die dort lebenden
Serben und auch Kroaten gewandt. Die Kämpfe zwischen Moslems, Serben und
Kroaten in Bosnien-Herzegowina wuchsen nach der Anerkennung durch die EG
an. Nach dem Muster des Kriegs gegen Kroatien intervenierte Serbien auf Seiten
der serbischen Minderheit in Bosnien-Hercegowina. Diese proklamierte als Ziel
den Zusammenschluß mit Serbien und Montenegro in einem neuen Jugoslawien.
Dabei beansprucht der Serben-Führer Karadzic rund zwei Drittel des Territo-
riums in Bosnien-Herzegowina. Ein Bundes-Rumpfparlament, in dem nur noch
Serbien und Montenegro vertreten ist, verabschiedete am 27. April eine Ver-
fassung der Bundesrepublik Jugoslawien und beansprucht die Rechtsnachfolge
Jugoslawiens. Auch in diesem "dritten Jugoslawien" leben als Minderheiten rund
1,9 Mio. Albaner (Kosovo), 400.000 Ungarn und 20.000 Muslime. Der zerstöreri-
sche Krieg kostete bis Februar mindestens 10.000 Menschenleben, die Wirtschaft
in den Kriegsgebieten ist völlig am Boden und Hunderttausende befinden sich auf
der Flucht aus den Kriegsgebieten.

Europapolitik der Visegrad-Staaten

Die regionale und europapolitische Zusammenarbeit im sogenannten Visegrad-
Dreieick16 zwischen Ungarn, Polen und der CSFR wurde 1991 erheblich intensi-
viert. In der Deklaration von Krakau vom 6. Oktober bekräftigten die Präsidenten
Walesa und Havel und Ministerpräsident Antall das Ziel der vollständigen Inte-
gration in das europäische politische, wirtschaftliche, rechtliche und Sicherheits-
system. Institutionell soll dies durch die Assoziierung mit der EG und eine spätere
EG-Mitgliedschaft, die Anbindung an die WEU und NATO (Liaisonpolitik), z. B.
durch Mitgliedschaft im Nordatlantischen Kooperationsrat und die Stärkung der
KSZE und ihrer Institutionen gewährleistet werden. Priorität kommt eindeutig
dem Ausbau der Beziehungen zur EG und der Einbeziehung in die EPZ zu. Die
Visegrad-Staaten unterstützten die Politik der Gemeinschaft gegenüber Jugo-
slawien und folgten deren Beispiel auch in ihrer Anerkennungspolitik gegenüber
Slowenien und Kroatien. Dies ist um so bemerkenswerter, als z. B. Ungarn, das
eine 600 Kilometer lange Grenze zum Bürgerkriegsland hat, unmittelbarer be-
droht ist. Allein in Ungarn suchten 40.000 aus den Kriegsgebieten Zuflucht17.
Fragen der inneren und äußeren Sicherheit blieben für diese Staaten virulent. Die
trilaterale wirtschaftspolitische Kooperation soll institutionell durch gemeinsame
Arbeitsgruppen mit Vertretern der nationalen Finanzministerien und National-
banken unterstützt werden. Bislang ist sie wenig substantiiert und auch der
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Handelsaustausch äußerst gering. Ein gemeinsames Vorgehen ist auch gegenüber
der EFTA vorgesehen, mit der parallel zu den in den Assoziierungsverträgen
vorgesehenen Freihandelszonen mit der EG Freihandelsregime vereinbart wurden.
Vor allem geht es bei der Kooperation um einen Informationsaustausch und die
Abstimmung von politischen Positionen gegenüber der EG, und das heißt um die
Vorbereitung der Mitgliedschaft. Ob auf äußeren Druck hin oder wegen des
immanenten Problemdrucks, die trilaterale Zusammenarbeit erlangte schon 1991
einen größeren Stellenwert als zunächst erwartet. Die Visegrad-Staaten setzten
außerdem ihre Kooperation mit Österreich, Italien und Nachfolgestaaten Jugo-
slawiens in der Hexagonale fort, die seit Anfang 1992 "Initiative Zentraleuropa"
heißt. Bilateral aktivierten sie ihre Vertragsbeziehungen zu Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft, darunter Italien, Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland und
Spanien. Zwischen Paris, Bonn und Warschau wurden im August 1991 in Weimar
jährliche trilaterale Konsultationen begonnen18.

Nach rund einjährigen Verhandlungen unterzeichneten Polen, Ungarn und die
CSFR am 16. Dezember in einer gemeinsamen Zeremonie ihre Assoziierungsver-
träge mit der EG19. Durch ein Interimsabkommen sind die Vertragsbestimmungen
über den freien Warenverkehr und darauf bezogene Teile ab 1. März 1992
wirksam, während die Vertragswerke insgesamt wegen der Bestimmungen über
die kulturelle Kooperation und den politischen Dialog auch von den nationalen
Parlamenten ratifiziert werden müssen. Die Europa-Abkommen anerkennen den
Wunsch des Assoziierungslandes, Mitglied der EG zu werden, wie es in den
Präambeln rechtlich unverbindlich heißt. Darüber hinaus ist die Assoziierung an
die politischen Konditionen Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte,
Demokratie und Entwicklung eines marktwirtschaftlichen Systems gebunden.

Zweimal, im April und im September 1991, änderte der Rat die Verhandlungs-
leitlinien für die Kommission20. Das betraf die "Beitrittsformel" und die Modalitä-
ten für die Liberalisierung in sensiblen Produktbereichen. Die Abkommen folgen
einem gemeinsamen Schema und tragen individuellen Bedingungen und Interes-
sen der drei Länder Rechnung. Die früher in erster Linie wirtschaftlich bestimm-
ten Interessen der mittel- und osteuropäischen Staaten werden immer stärker
durch politische Motive ergänzt21. Vorgesehen ist erstmals in einem Abkommen
nach Art. 238 EWG-Vertrag der politische Dialog auf höchster Ebene und im
Rahmen der mit den Abkommen eingerichteten Institutionen (Assoziierungsrat,
Ausschuß Hoher Beamter und parlamentarischer Ausschuß). Der politische
Dialog wird faktisch nicht nur bilateral sondern auch zwischen den Zwölf und den
drei Visegrad-Staaten als Gruppe praktiziert. Er lief bereits im Mai 1992 an.

Herzstück der Assoziierung ist die schrittweise Einführung des freien Waren-
verkehrs für Industrieprodukte in einem Zeitraum von zehn Jahren. Die auf
unbestimmte Zeit geschlossenen Abkommen sehen zwei Stufen von je fünf Jahren
zur Erfüllung der Handelsbestimmungen vor. Der Übergang zur zweiten Stufe soll
nach vier Jahren im Assoziierungsrat geprüft und vereinbart werden. Die Öffnung
der Märkte erfolgt asymmetrisch, bei reziproken Bestimmungen. Polen will diese
nach sieben, Ungarn und die CSFR nach neun Jahren erfüllen. Demgegenüber
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geht die EG voran und baut innerhalb von fünf Jahren nach Wirksamwerden der
Verträge sämtliche mengenmäßigen Beschränkungen und Zölle ab. Für rund 60%
der Industriewaren erfolgt diese Einfuhr-Liberalisierung bezüglich Zöllen und
mengenmäßigen Beschränkungen sofort, für Texilprodukte und Kohle ist der 1.
Januar 1998, für Stahl der 1. Januar 1997 das Stichdatum für die Zollaufhebung.
Vom Freihandel ausgeschlossen bleiben landwirtschaftliche Erzeugnisse. Hier
sollen die Zolltarife über drei Jahre um 20% gesenkt und die Kontingente jährlich
um 10% aufgestockt werden. Die sensiblen Produkte machen im EG-Handel
Ungarns ca. 46%, Polens 55% und der CSFR, die nur im geringen Maße landwirt-
schaftliche Erzeugnisse ausführt, 26% aus22. Inwieweit handelschaffende Impulse
von der Liberalisierung ausgehen, ist ungewiß. Aus Sicht der Assoziierungsländer
ist der zügige, ggf. auch schneller als vorgesehene Marktzugang offenbar dring-
licher als Vereinbarungen über finanzielle Unterstützung. Während der Verhand-
lungen gab es überwiegend Probleme in den sensiblen Produktbereichen Textil
und Agrar sowie über die finanziellen Zusagen der Gemeinschaft.

1991 hat sich der Handel der drei Länder mit der Gemeinschaft erheblich,
nämlich zwischen 20 und 60% ausgeweitet. Auf die EG entfiel 1991 ein Anteil
von 40,7% der tschechoslowakischen Importe und 32,7% der Exporte. Für Polen
waren es sogar 54,8 bzw. 48,4% und für Ungarn 54,6% bzw. 36,7%23. Für die EG
jedoch blieb der Handel mit den Assoziierungsländern marginal.

Die Freizügigkeit für Personen wird in den Assoziierungsabkommen nicht in
Angriff genommen. Abmachungen über die begrenzte und temporäre Zuwande-
rung von Arbeitskräften bleiben Gegenstand bilateraler Verhandlungen. Seit April
1991 gilt bereits zwischen den Schengen-Staaten und Polen die beidseitige Auf-
hebung der Visumpflicht. Aus den Bereichen Dienstleistungen und Kapital wer-
den vor allem Niederlassungsrechte und Erleichterungen wirtschaftlicher Tätigkeit
bzw. Nichtdiskriminierung und Rückführung der Gewinne und Investitionen gere-
gelt. In den Assoziierungsverträgen entsprechen die Passagen über das Wettbe-
werbsrecht und die Beihilfeordnungen weitgehend den Regelungen der Art. 85,
86 und 92 des EWG-Vertrages. Eine weitere Klausel sieht die Angleichung an das
EG-Recht u.a. in den Bereichen Zollrecht, Gesellschaftsrecht, Bankenrecht,
Schutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, Finanzdienstleistungen, Verbraucher-
schutz, Umweltschutz vor. Die EG nimmt so indirekt prägenden Einfluß auf die
Gestaltung der Wirtschafts- und Rechtsordnung in den Reformstaaten.

Innenpolitische Entwicklungen in den Visegradstaaten

Die innenpolitischen Entwicklungen in den Visegrad-Staaten verlief in Ungarn am
wenigsten problematisch24. Dazu trägt allein die relative Stabilität der 1990 von
Antall gebildeten Dreiparteien-Regierung und das Fehlen von Nationalitätenkon-
flikten bei. Die für die Transformationsgesellschaften typischen Konflikte um die
juristische und politische Bewältigung der kommunistischen Vergangenheit, die
Verfassungsgebung oder z. B. die Pluralisierung und demokratische Kontrolle der
Medien werden in Ungarn in einer Atmosphäre zunehmender politischer Apathie
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der Bevölkerung diskutiert, was u.a. in der geringen Beteiligung an den Kom-
munalwahlen zum Ausdruck kam. Ein innenpolitisches Thema blieb die Sorge um
die rund 3,5 Millionen Menschen ungarischer Herkunft in den Nachbarstaaten
(Slowakei, Slowenien, Kroatien, Rumänien, Ukraine). In der Wirtschaftspolitik
stand wiederum die makroökonomische Stabilisierung und anti-Inflationspolitik im
Vordergrund. Die Inflationsrate fiel im Jahresdurchschnitt auf 35%. Ungarn zieht
noch immer die meisten ausländischen Direktinvestitionen (1,5 Mrd. US-$) an.
Die Preis- und Außenhandelsliberalisierung ist zu Beginn 1992 nahezu abge-
schlossen. Anfang Dezember 1991 trat das nach deutschem Vorbild geformte
Notenbank- und Bankengesetz in Kraft. Das BIP schrumpfte 1991 um 8%. Trotz
des Zusammenbruchs der osteuropäischen Märkte weist Ungarns Leistungsbilanz
einen Überschuß von 1,4 Mrd. US-$ aus. Die Arbeitslosigkeit liegt bei ca. 8.2%25.

Die tschechoslowakische Innenpolitik kennzeichnete die Debatte über die
Gestaltung der Föderation von Tschechen und Slowaken und damit verbunden
die Neugestaltung des parlamentarischen Systems. Vor allem Präsident Havel
versuchte bei allerdings schwindendem Einfluß der Staatskrise und Blockierung
der Regierungstätigkeit wegen der zunehmenden Gegensätze zwischen den
Teilrepubliken durch mehrere parlamentarische Initiativen entgegenzuwirken26.
Der Ausgleich zwischen den polarisierten Lagern um den tschechischen Wirt-
schaftsliberalen und Bundesfinanzminster Vaclav Klaus und den linksnationalen
Slowaken Meciar27 ist umso komplizierter, als die Konfliktstrukturen sowohl
national als auch programmatisch-ideologisch verfestigt sind. Unter diesen Bedin-
gungen brachen Gespräche über eine neue Bundesverfassung in der Föderalver-
sammlung bereits im März 1992 ab. Mehrfach forderte Präsident Havel, der für
ein Zusammenbleiben von Böhmen, Mähren und der Slowakei eintritt, ein Refe-
rendum über die Zukunft der Föderation.

Bis zu den Wahlen vom Juni 1992 blieb die tschechoslowakische Regierung der
stabilitätsorientierten Budget-, Geld- und Lohnpolitik verpflichtet. Die Inflations-
rate ist mit über 50% nach wie vor sehr hoch28. Gleichzeitig ging das BIP um
15,9% und damit stärker als erwartet zurück. Das betraf vor allem die struktur-
schwache Slowakei, denn die Industrieproduktion schrumpfte sogar um 23%.
Auch die Arbeitslosigkeit ist in der Slowakei ca. dreimal so hoch wie in der
tschechischen Teilrepublik; im Dezember 1991 betrug sie in der CSFR 6,6%. Noch
im November 1991 waren nur 5% der stark konzentrierten Wirtschaft privatisiert.
Die im April 1991 angelaufene "große Privatisierung" entwickelt sich nach ersten
Anlaufschwierigkeiten Anfang 1992 positiv.

Polen sah sich weiterhin mit dem Problem konfrontiert, eine stabile und
handlungsfähige Regierung zustande zu bringen. Der liberale Ministerpäsident
Bielecki, dem das polnische Parlament im September Sondervollmachten ver-
wehrte, nachdem es zuvor sein Rücktrittsgesuch abgelehnt hatte, setzte das von
Finanzminister Balcerowicz entworfene radikal marktwirtschaftliche und auf
Bekämpfung der Hyperinflation gerichtete Programm fort. Zu den ersten wirklich
freien Wahlen im Nachkriegspolen am 23. Oktober 1991 gingen nur 43,2% der
Wahlberechtigten. Sie wählten ein stark fragmentiertes Parlament, in dem 29
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Parteien vertreten sind, darunter elf, die nur über ein Mandat verfügen. Keine
Partei vereinigte mehr als 13% der Stimmen auf sich. Die Demokratische Union
um den früheren Minsterpäsidenten Mazowiecki ging bei erheblichen Einbußen
als Siegerin aus dem Rennen, stellt aber nicht den Regierungschef. Erst kurz vor
Weihnachten gelang dem Zentrumspolitiker Olszewski auf schmaler parlamentari-
scher Basis die Bildung einer Mitte-Rechts-Regierung aus fünf Parteien. Der neue
Finanzmister Lutkowicz trat bereits nach knapp zweimonatiger Amtszeit zurück.
Für die "Grundzüge der Wirtschafts- und Sozialpolitik" fand die Regierung
Olszewski im März zunächst keine Mehrheit im Sejm. Der danach vorgelegte
Budgetentwurf war allerdings weitgehend kompatibel mit den Forderungen des
IWF. Die Schwierigkeiten der im Mai ohne direkte Nachfolgerin zurückgetretenen
Regierung Olszewski sind auf dem Hintergund der erschwerten wirtschaftlichen
Lage zu interpretieren. Polen befindet sich in der zweiten Phase zwischen Rezes-
sion und Hyperinflation des mit einer Schocktherapie begonnenen Reformpro-
gramms und verlangt nach einer stärkeren Industrie- und Arbeitsmarktpolitik. Die
Inflationsrate betrug 1991 im Durchschnitt 60%, die Arbeitslosigkeit lag mit
11,4% über der in den anderen Visegrad-Staaten. Das Bruttoinlandprodukt
verringerte sich um ca.9%. Die Leistungsbilanz ist ausgeglichen29.

Südosteuropa: Bulgarien und Rumänien

Bulgarien sieht die Demokratisierung und den wirtschaftlichen Umbau soweit
vorangeschritten, daß es sich als "Oase der Stabilität auf dem Balkan" bezeich-
net30. Tatsächlich wuchs das internationale Ansehen Bulgariens, wie der Besuch
des amerikanischen Vizepräsidenten Quayle im Juni 1991 und auch die Aufnahme
in den Europarat im Mai 1992 zeigen. Außenpolitisch engagiert sich Bulgarien wie
auch Rumänien in der 1991 gegründeten Initiative der wirtschaftlichen Koopera-
tion der Schwarzmeeranrainer, sieht aber seine Zukunft ähnlich wie die Visegrad-
Staaten in einer starken Westeuropa-Anbindung31.

Nach 45 Jahren verabschiedete das bulgarische Parlament am 12. Juli 1991 die
erste nichtkommunistische Verfassung, die Bulgarien als parlamentarischen und
sozialen Rechtsstaat definiert. Ebenso stimmten die Bulgaren am 13.Oktober in
den zweiten freien Wahlen nach 1989 mit 34,63% für die oppositionelle Union
der demokratischen Kräfte (SDS). Die 240 Mandate verteilen sich auf drei
Parteien, darunter auch die Partei der türkischen Minderheit in Bulgarien (Bewe-
gung für Rechte und Freiheiten/DBS), die die im November von Filip Dimitrov
gebildete erste nichtkommunistische Regierung unterstützt. Die Nachfolgepartei
der Kommunisten (BSP) bleibt mit 33,14% eine starke politische Kraft. Bei den
Präsidentschaftswahlen im Januar bestätigten die Bulgaren mit 52,85% knapp den
früheren Oppostionellen Shelju Schelew. Im Wahlkampf machte sich die BSP vor
allem die Ressentiments gegenüber der in Bulgarien lebenden türkischen Min-
derheit (10% der Bevölkerung) zunutze. Dimitrov stellte bei seiner Amtsüber-
nahme kurzfristig Maßnahmen zur Bekämpfung der Inflation (monatlich um 3—5%
steigend), der Arbeitslosigkeit (über 10%) und des Produktionsrückgangs (BIP ca.
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—23%) sowie der damit verbundenen gravierenden Armut in Aussicht. Erheblich
war der Rückgang des stark sowjetisch orientierten Handels.

In Rumänien bildet sich wie in anderen postkommunistischen Übergangsgesell-
schaften ein Präsidialsystem heraus, das den Präsidenten Iliescu gegenüber einer
zersplitterten Parteienlandschaft in eine starke Position hebt32. Nach Streiks und
Demonstrationen der Bergarbeiter wegen Teuerungen nach der Preisfreigabe im
November 1990 um bis zu 290% trat der als Reformer geltende Minsterpräsident
Petre Roman am 26. September 1991 zurück. Auf Roman folgte der Finanz-
experte Stolojan, der den Aufbau von marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
in Rumänien fortsetzen will. Ein Ende der tiefgreifenden Wirtschaftskrise ist nicht
in Sicht. Die Inflation liegt mit 257% auf bulgarischem Niveau, das Wirtschafts-
wachstum schrumpfte um ca. 15%. Die Arbeitslosigkeit ist mit 3,9% Ende 1991
noch moderat, aber stark ansteigend. Rumänien ist es nicht gelungen, seinen
Kapitalbedarf auch durch Devisenzufluß zu decken33.

Eine Konsolidierung des Demokratisierungsprozesses steht nach wie vor aus.
Im November verabschiedete das rumänische Parlament eine neue Verfassung,
die zwei direkt gewählte Kammern und die Gewaltenteilung vorsieht. An dem
Referendum über die Verfassung vom 8. Dezember beteiligte sich nur rund die
Hälfte der Wahlberechtigten. Alte Strukturen des Sicherheitsdienstes, Militär und
Verwaltung bestimmen weiterhin die Innenpolitik. Offen ist unter diesen Um-
ständen, ob Rumänien in der Lage sein wird, die politischen Konditionen des für
1993 angestrebten Assoziierungsabkommens mit der Gemeinschaft zu erfüllen.
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